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Seite 2 zur Gemeinderatsdrucksache Nr. 43/2015 

SACHDARSTELLUNG 
 
In der öffentlichen Gemeinderatssitzung hat der Gemeinderat am 26.11.2012 die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Biogasanlage Straub“ im Ortsteil Felldorf beschlossen. 
 
Dieses Verfahren im Ortsteil Felldorf kam über den Grundsatzbeschluss nicht hinaus, da der notwen-
dige Durchführungsvertrag im Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan nicht 
abschließend diskutiert werden konnte. 
 
Da das Verfahren von den damaligen Antragstellern nicht weiter betrieben wird, soll, um rechtliche 
Klarheit zu haben, der Gemeinderat beschließen, dieses Verfahren aufzuheben. 
 
 
STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG: 
 
Bedingt durch den Unfall am Kernkraftwerk in Japan und der damit verbundenen Einleitung der so-
genannten Energiewende und den Auswirkungen auf geplante Biogasanlagen, wurde das Projekt 
nicht weiter verfolgt. 
 
Um Klarheit darüber zu haben, dass das Verfahren seitens der Gemeinde Starzach nicht weiter ver-
folgt wird, soll dieses offiziell für beendet erklärt werden. Damit könnten auch die beteiligten Träger 
Öffentlicher Belange und sonstige Behörden die Akte schließen. 
 
 
BESCHLUSSANTRAG: 
 
Der Gemeinderat beschließt: 
 
1. Das Bebauungsplanverfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Bio-

gasanlage Straub“ im Ortsteil Felldorf wird aufgehoben. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, das Erforderliche zu veranlassen. 


